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Erster Teil des Podcast vom 07.08.2020
Auf der Webseite ddbradio.org und auch auf YT (Link oben) finden wir den richtigen
Podcast  von  der  Verfassunggebende-Versammlung.com.  In  dieser  Sendung  wird
erklärt, dass zur Zeit viele viele Menschen in der Bundesrepublik für ihre Rechte auf
die  Straßen  gehen  und  sie  wissen  aber  nicht,  was  sie  da  tun.  
Sie sollen mal ins Grübeln kommen und sich selbst einmal Wissen aneignen. Nur
dann werden Sie Rechtssicherheit erlangen. Verlass Dich nicht auf andere sondern
mach Dich selbst schlau. 
Die meisten Menschen haben keine Ahnung, was sie tun und was sie besser lassen
sollten. Wir von der Vollversammlung sind der Meinung, dass wir den Menschen die
Rechtslage  erklären  müssen,  damit  sie  dann  wissen,  wie  sie  rechtssicher  agieren
können und was sie tun können oder tunlichst unterlassen sollten, weil dass dann zu
Schwierigkeiten führt und sie wissen dann nicht einmal warum. 

Die Frage ist: 
Sind wir überhaupt berechtigt innerhalb der Bundesrepublik Deutschland die Dinge
zu verlangen die dort auf den Demonstrationen verlangt werden? 

Das kommende ist für alle die wichtig, die sich raus begeben und dort irgendwelche
Dinge vor  die  Brust  halten  oder  woanders  hin  und  etwas  behaupten,  oder  etwas
verlangen.
Ich darf an dieser Stelle einmal sagen, weil ja viele auch im Netz unterwegs sind,
möchte  ich  dass  schon  mal  klar  stellen,  dass  die  Nationalversammlung  die
Rechtsverhältnisse  ganz  klar  geklärt  hat  und  zwar  von  vielen  verschiedenen
Menschen, die das alles mehrfach nachgesehen haben und ich selbst als Vorsitzender
der  Vollversammlung,  nicht der  Verfassunggebende  Versammlung,  sondern  der
Vollversammlung,  habe  mit  der  Nachforschung  im  juristischem  Bereich  1993
begonnen. Ich denke, dass das ausreichend ist, wenn man sich 27 Jahre mit diesen
Dingen befasst hat und auch alles durchprobiert hat, oder eben auch verglichen hat,
nachgelesen hat wenn etwas kam, was man noch nicht kannte im Laufe der Jahre,
dass man dann durchaus davon reden kann, dass man eine juristische Ausbildung hat
und  das  unterscheidet  uns  nämlich  ins  besondere  z.B.  von  den  Anwälten  in  der
Bundesrepublik Deutschland die, wenn sie Glück gehabt haben mit dem Düsenjäger
mal  kurz  an  dem  Fach  Völkerrecht vorbeigeflogen  sind.  Ansonsten  haben  sie
Paragraphen  und  Abläufe  auswendig  gelernt,  die  ihnen  vorgegeben  worden  sind
genau wie die Ausbildung auch bei Ärzten. Sie lernen von der Pharmaindustrie, denn
es  gibt  keine  einzige  Universität  auf  diesem  Planeten,  die  nicht  von  der
Pharmaindustrie gesponsert und letztendlich auch geschmiert wird, damit diese Leute
dass lernen, was für die Pharmaindustrie von großem Vorteil ist, genau so kann man
sich das auch in dem juristischem Bereich vorstellen. Hier gibt er eine BAR, in diese
BAR ist  also eine  internationale  Institution die ebenfalls  vorgibt,  was die  RA in
welchem Rahmen wissen dürfen und können und wie sie sich zu verhalten haben wie
ein Prozessablauf ist, ect ect. 

https://youtu.be/8UgclaT3Buo


Sobald es aber in die  BGB-Rechte geht, da wird es also schon schwierig,  weil sie
dann schon nicht verstehen, was in dem Einführungsgesetz des BGB steht. Wenn sie
dass nämlich verstehen würden, oder verstehen wollten, dann würden sie sehr schnell
erkennen,  dass  das  BGB durch diese  Einführungsgesetz,  durch die  Änderung des
Einführungsgesetz  zu  einer  Sache  verkommen  ist,  die  man  juristisch  als
Unmöglichkeit bezeichnet. Nämlich man kann es gar nicht mehr anwenden, weil das
Einführungsgesetz sehr viele Paragraphen des BGB‘s aufhebt. 

Ähnliches Problem haben wir auch im Grundgesetz.
Wozu sind denn die Menschen in der Bundesrepublik eigentlich berechtigt und was
tun sie da und was sollten sie besser sein lassen. 

Wir  beginnen  mit  der  Entstehung  des  Grundgesetzes,  weil  dass  schon  der  erste
Knoten  in  den  Köpfen  der  meisten  Menschen  ist,  der  jüngeren  Menschen
insbesondere,  die  tatsächlich  glauben  das  Grundgesetz  wäre  von  den  Deutschen
gemacht  worden.  Es  sieht  aber  so  aus,  dass  1948  die  Westalliierten  gemeinsam
beschlossen haben,  wie auch die Sowjetunion, dass es eine gute Idee wäre nach 4
Jahren  der  unmittelbaren  Verwaltung,  da  haben  die  das  selbst  gemacht,  den
Deutschen eine Eigenverwaltung zu geben weil die Deutschen sich wahrscheinlich
besser verwalten können nach ihren Bedürfnissen. Weitere Gründe lassen wir einfach
mal Außen vor. So haben sie beschlossen, Menschen auszusuchen und einen Rat zu
bilden, der dann später Parlamentarischer Rat hieß. 
Die Absicht dahinter war, dass eine Verfassunggebende Versammlung entsteht für die
kleine alte Bundesrepublik. Das war der Hintergrund. Wir bleiben jetzt erst mal in der
Bundesrepublik. 
Diese  Verfassunggebende  Versammlung  wurde  aber  von  den  ausgesuchten
Menschen, Carlo Schmidt ist ein Begriff, des ersten Rates nach dem Krieg, von dem
Parlamentarischen  Rat  abgelehnt.  Dieser  Versuch  der  Alliierten  eine
Verfassunggebende  Versammlung  und  damit  eine  Verfassung  für  einen  Teil  des
gesamten  Deutschlands  zu  erstellen,  haben  sie  mit  allen  Mitteln  versucht  zu
verhindern.  So  hat  man  sich  geeinigt,  dass  keine  Verfassung  geschrieben  wird,
sondern  für  dieses  Gebiet,  was  ja  in  drei  Besatzungszonen  eingeteilt  war,  ein
Grundgesetz erstellt wird. Und so ist das Grundgesetz entstanden, das die Alliierten
den Auftrag erteilt haben an Leute, die sie  selbst ausgesucht haben. 
Auch Konrad Adenauer,  der  erste  Bundeskanzler  der  Bundesrepublik Deutschland
haben sie selbst ausgesucht. Sie haben ihn gefragt, ob er das tun möchte und nach
einigem hin und her, er wollte nämlich erst gar nicht, hat er das nur gemacht, um
andere zu verhindern. Die Alliierten haben den Parlamentarischen Rat bestimmt und
haben auch den ersten Bundeskanzler bestimmt. Konrad Adenauer hat daraus auch
nie ein Hehl gemacht. Er hat mehrmals gesagt, dass er nicht der Bundeskanzler der
Deutschen ist, sondern dass er der Bundeskanzler der Alliierten ist, in ihrem Auftrage.
Alles was also getan wurde in seiner Amtszeit, auch 1955 die angeblich Aufhebung
der Besatzungsordnung, war natürlich keine Aufhebung, sondern es wurden nur ein
paar Sachen geändert, damit dass schöner aussieht. An den Fakten hat sich aber daran
nichts geändert. 



Jetzt kommen wir wieder zu dem Parlamentarischen Rat. Er hat also den Entwurf
geschrieben für dieses Grundgesetz für die Bundesrepublik in Deutschland. So hieß
das. Grundgesetz für die Bundesrepublik in Deutschland. Diese Deutschland ist dass,
was die Alliierten festgelegt haben, auf der Potsdamer Konferenz und am 02. August
1945 bekannt gegeben haben. Deutschland Germany in den Grenzen vom 31.12.1937
deswegen,  weil  die  alte  Bundesrepublik  ja  nur  ein  Teil  war,  hieß  es  eben  diese
Bundesrepublik in einem Teil Deutschland, was die Alliierten festgelegt haben.
Die Entwürfe gingen nun immer hin und her für  das Grundgesetz  zwischen dem
Parlamentarischen Rat und der hohen Kommission der Alliierten und über 40 mal
hatten die Alliierten an dem Grundgesetz etwas zu bemängeln. Und erst als es nach
ihren Vorstellungen war, erst dann konnte es verwendet werden. So haben faktisch
gesehen nicht der Parlamentarische Rat das Grundgesetz geschaffen, zumindest nicht
alleine und sie haben es auch nicht eingesetzt. Denn es bedurfte der Genehmigung
der Alliierten und erst dann wurde es zur Wahl gestellt. Die Bundesländer, die neu
entstanden waren durch Militärbefehle, wie wir sie heute noch kennen, durften nun
darüber abstimmen und zustimmen. Außer Bayern haben alle zugestimmt und somit
wurde es am 23. Mai 1949 dann rechtswirksam gestellt für die alte Bundesrepublik. 

Das ist die Entstehungsgeschichte. Womit man mal aufräumen muss, mit der Idee,
das Grundgesetz wäre also eine Niederschrift, die aus dem deutschen Volke heraus
gekommen wäre und die Deutschen hätten das so gewollt.  Das ist  eben nicht so!
Ganz eindeutig belegbar und da brauchen wir nicht rumzudiskutieren. 

Zu diesem Grundgesetz muss man dann noch sagen, dass 1945 behauptet wurde, dass
die  Besatzungsordnung aufgehoben wäre,  dass  stimmte  natürlich  nicht.  1990 und
nach 1990 wurde behauptet, es hätte sich in der Bundesrepublik und bei der DDR um
zwei Staaten gehandelt und zwar mit dem Hinweis „Staaten heißt immer Souverän“
sonst kann man nicht Staat sagen und es waren natürlich keine souveräne Staaten.
Das wiederum kann man an den 2plus4-Vertrag erkennen. Warum haben denn die
Alliierten überhaupt etwas dazu gesagt, wenn es schon 2 Staaten waren? Wenn es 2
Souveräne Staaten waren, hätten sie ja gar nichts dazu sagen brauchen, dann hätten
die Deutschen das ganz alleine gemacht. 

Also  das  Grundgesetz  bis  heute  hat  auch  nach  1990,  und  jetzt  kommt  ein  ganz
wichtiges Wort, es  unterliegt Vorbehaltsrechten. Wir kennen den Vortrag von Herrn
Gysi  wo er  mal  meinte,  er  würde  gerne  wissen  an  die  Bundeskanzlerin,  welche
Geheimverträge denn da noch bestünden, denn das Besatzungsrecht sei ja noch nicht
aufgehoben. Das ist noch gar nicht so lange her, ein paar Jährchen. Und was er da
meinte, das sind keine Besatzungsrechte im Sinne von Sichtbar, sondern das sind
Vorbehaltsrechte im Hintergrund. 
Das  betrifft  die  Pressefreiheit,  das  betrifft  bestimmte  außenpolitischen
Entscheidungen und einige andere Dinge mehr. Also diese  Vorbehaltsrechte gelten
auf dem Grundgesetz bis heute ins Jahr 2020 immer noch. Es werden natürlich viele



sagen:  Ja  dann  sind  wir  ja  noch  besetzte  und  dann  können  wir  ja  auch  keine
Verfassunggebende Versammlung machen. 
Das ist dann auch so, was man häufig hört, wir sind ja noch unter Besatzungsordnung
und dann kann man ja so was nicht machen sondern nur in einem befriedeten oder in
einem befreiten Land kann man so etwas machen. Das ist auch richtig so. 

Aber jetzt kommt 1990 und mit 1990 kommt jetzt der zweite Teil des ersten Teils.
Und dieser zweite Teil ist jetzt richtig pfiffig. Denn es gibt ja Forderungen.

Viele Menschen laufen mit dem Grundgesetz rum in der heutigen Fassung und sagen,
dass ist die beste Verfassung, die wir jemals hatten. Falsch, wir haben grade gelernt,
das Grundgesetz kann keine Verfassung sein, weil sie nicht von dem deutschen Volke
geschaffen wurde und auch bis heute nicht über ein Referendum bestätigt wurde. Das
schließt aus, dass es eine Verfassung sein könnte und das Grundgesetz selbst gibt
auch nochmal Auskunft darüber in Artikel 146 dass es keine Verfassung ist. Ist doch
nicht so schwierig!
Jetzt aber kommen wir nach 1990, da werden jetzt viele fragen oder sagen, aber ab
1990 da ist das doch ganz anders. Ja es ist etwas anders geworden. Und zwar etwas
ganz wichtiges ist ganz anders geworden.
Es wurde die Frage nach dem 17. Juli 1990 gestellt und wir haben festgestellt, dass an
diesem Datum in Paris etwas passiert ist und zwar etwas entscheidendes passiert ist,
etwas sehr sehr wichtiges passiert ist,  was unmittelbar Einfluss darauf hat, ob ich
heute das Grundgesetz noch hochhalte und mich auf die Rechte dort beziehe z.B. auf
die Grundrechte dort beziehe, oder ob ich das besser lassen sollte. 

Das sehen wir uns jetzt mal an. 
Am 17.07.1990 war die Pariser Konferenz indem Genscher und einige Andere von
den Außenministern der Sowjetunion und dem Außenminister der Vereinigten Staaten
von Amerika eingeladen worden sind um ihnen mitzuteilen, dass sie beabsichtigen
den Artikel 23 des Grundgesetzes zu streichen. 

Was hat dass denn zu bedeuten? 

Was stand denn da drin in dem Artikel 23 Grundgesetz? 
Dort  stand drin,  über  welche  Landfläche  diese  Grundgesetz  gilt.  Man nennt  dass
räumlichen Geltungsbereich. Und genau diese Wirkung über die Landfläche, die hat
man damit weggenommen. 
Und jetzt werden viele Fragen, und warum ist das Grundgesetz immer noch da? 
Aus zwei Gründen: 
Man hat praktisch die Besatzungsordnung von dem Land runter genommen und hat
die Menschen aber in der Besatzungsordnung drin gelassen.

Das  klingt  jetzt  ein  bisschen  bescheuert  aber  jetzt  erinnern  wir  uns  mal.  Die
Verfassunggebende Versammlung hat insbesondere im Anfang darum gebeten, dass



die Menschen ihre eigene Abstammung bis vor 1914 nachweisen sollten. Da kann
man jetzt ja fragen, was hat das denn für einen Sinn? 
Genau dass ist der Punkt, es geht um das Gebiet. Und diese Gebietsfrage ist in diesem
Zusammenhang unglaublich wichtig. 

Dass heißt:
Wir wohnen, laufen, essen und arbeiten hier auf unserem freien Land, warum? 
Weil  das  Grundgesetz  der  Bundesrepublik  nicht  mehr  aussagt,  über  welche
Landfläche  es  denn  noch  gilt,  weil  der  Artikel  23  des  Grundgesetzes  keine
Gebietsaussage mehr macht. 

Das heißt, der Besatzungsregel Grundgesetz, wie wir ja vorher gehört haben ist es ja
eine,  der  Besatzungsregel  Grundgesetz  fehlt  jetzt  die  Landfläche  dazu,  weil  die
Landfläche nämlich frei gegeben wurde und nicht mehr in die Besatzungsordnung
gehört.  Aber  die  Menschen  haben  das  nicht  gemerkt  und  sind  in  der
Besatzungsordnung geblieben. Und diese Besatzungsordnung ist die Bundesrepublik
mit ihrem Grundgesetz nach 1990.

Und jetzt werden wir mal ganz konkret.
Bundesgesetzblatt  II  Seite  885890  vom  23.  September  1990  mit  der
Rechtswirksamstellung zum 29. September 1990 hebt den Zusammenhang zwischen
dem Gebiet und den Menschen oder der Ordnung auf. 

Das heißt: 
Das Grundgesetz hat keinen Bereich mehr den man definieren könnte über den es
tatsächlich gilt. Das hat man mit Absicht so getan und die Folge davon ist, wenn sich
heute jemand mit dem Grundgesetz nach 1990 hinstellt und dort aus diesem Papier
etwas fordert, begibt er sich von seinem freien Land auf dem er wohnt, arbeitet und
lebt, wieder in die Besatzungsordnung zurück. Und das ist ganz FATAL! 

Diese  Dinge  kann  man  ganz  genau  nachverfolgen.  Sie  sind  sogar  innerhalb  der
Bundesrepublik mit Bundesgesetzblatt belegt worden. 
Das heißt: 
Man muss nicht mal lange suchen, sondern man findet diesen Beleg sehr sehr schnell.
Und jetzt will ich eins aufklären, weil jetzt einige sagen werden ja aber ihr selbst
bezieht  euch doch  auch auf  Artikel  146.  Ja  aber  wie  hängt  das  denn jetzt  damit
zusammen? 
Artikel 146 in der  alten Form gab es auch schon bis Juli 1990 oder bis September
1990. Und wir hier haben sehr lange darauf rumgekaut, ob es denn sinnvoll ist, den
alten Text, denn sie haben 1990 ein bisschen den Text verändert, den alten Text auf
das Referendum zu schreiben oder den neuen Text nach 1990 auf das Referendum zu
schreiben. Denn die Menschen, die jetzt aus der Bundesrepublik kommen und das
lesen und dann pfiffig sind und im Grundgesetz nachschauen, die würden ja, wenn
man  den  alten Text  genommen  hätte,  jetzt  einen  anderen  finden.  
Und  nur  aus  diesem  Grunde  haben  wir  diesen  Text  übernommen  aus  dem



Grundgesetz nach 1990 damit die Menschen dass auch tatsächlich nachgucken und
nachlesen können. 
Es  bleibt  aber  dabei  dass  die  gesamte  Vollversammlung  und  damit  die
Verfassunggebende Versammlung das Grundgesetz Artikel 146 vom 23. Mai 1949 bis
zum 17. Juli 1990 oder meinetwegen bis zum Bundesgesetzblatt vom 23. September
1990 meint. Das ist die rechtliche Basis!

Wir sind der Auffassung und man kann dass sehr genau belegen, das spätestens nach
dem Bundesgesetzblatt  vom 23. September  1990 das Land von dem Grundgesetz
getrennt wurde. 
Das heißt: 
Das Grundgesetz wirkt nicht mehr auf dem Land, auf der Erde. Auf jeden Fall hat das
Grundgesetz kein Gebiet mehr über dass es wirkt.
In  der  Präambel  steht  zwar  Gebietsbenennungen  drin,  aber  eine  Präambel  ist
grundsätzlich  kein Bestandteil des Gesetzes!  Niemals, auf dem ganzen Planeten ist
das  so.  Deshalb  können wir  die  Präambel  hier  ausnehmen  denn sie  besitzt  keine
Gesetzeskraft, sondern ist als Vorwort anzusehen. 

Dies bedeutet und dass ist für uns jetzt wichtig:
Wenn ich also mit dem Grundgesetz herumlaufe und verlange die Umsetzung der dort
drin stehenden Dinge dann muss ich zwei Sachen wissen:
1. Ich agiere im Besatzungsrecht
2. Ich habe überhaupt gar kein Recht aus dem Grundgesetz etwas zu fordern, weil ich
in dieser Konstruktion zu gar nichts berechtigt bin.

Ich habe schlichtweg gesagt, unter dem Grundgesetz keine Rechte, außer denen die
man  mir  von  Seiten  der  Alliierten  letztendlich  zugesteht.     Das  können  die  aber  
entscheiden,  wie  sie  wollen.  Und  wenn  die  Bundesregierung  als  Beauftragte  der
Alliierten entscheidet, dass ihr jetzt kein Versammlungsrecht mehr habt, dann habt
ihr das nicht,  weil  ihr  in der Bundesrepublik  dieses Recht  nicht  besitzt.  Ihr habt
überhaupt gar kein Recht, Gefangene haben keine Rechte  .  

Insbesondere  deswegen,  weil  die  Haager-Landkriegsordnung  nicht  angewendet
werden konnte, dann hättet ihr Rechte sogar gar nicht so schlechte. Die kann man
aber nicht anwenden auf die deutschen Gebiete. Das dürfen auch die Alliierten nicht
anwenden, somit fallen auch diese Rechte weg, die man gegebenen Falls in Anspruch
nehmen könnte.
Die Menschenrechte können ihr auch nicht heranziehen, weil ihr ja die juristische
Person über die Bundesrepublik Deutschland annehmt. Ihr seid Sachen und keine
Menschen und deshalb könnt ihr keine Menschenrechte in Anspruch nehmen, weil ihr
selbst freiwillig euch als Sachen erklärt indem ihr in der Bundesrepublik mitmacht. 

So sieht das aus! 
So ist dass JURISTISCH und so verhalten sie sich auch und ihr versteht dass nicht. 



Ihr versteht nicht warum sie dass tun, ihr sagt die dürfen dass gar nicht und ich sage,
doch die dürfen dass, weil ihr selbst zustimmt dass sie das dürfen.

Was machen wir jetzt? Was machen wir jetzt mit unserm Glück, dass wir ein freies
Land haben und selbst  noch durch verschiedene Verträge,  der Personalausweis ist
auch ein Vertrag,  man weiß, man muss da unterschreiben und Geld bezahlen, Vertrag
geschlossen. 

Das heißt: 
Ihr  begebt  euch  damit,  mit  vielen  anderen  Dingen  auch,  Einwohnermeldeamt,
Meldebestätigung sind alles Einzelverträge die ihr alle unterschreibt. Ihr unterschreibt
jeden Vertrag. Und mit der Unterschrift seid ihr in der Besatzungsordnung wieder
zurück. 
So sieht das aus! 
Und ich hab auch kein Demonstrationsrecht wenn ich freiwillig eine Person in dieser
Bundesrepublik sein will. Ihr habt das einfach gar nicht! 
Deshalb sagte Professor Dr. Mausfeld auch mal, ihr kennt den Satz schon: 
„Es steht zwar da aber es bedeutet nichts“.  
Der Satz ist sehr böse, aber er entspricht genau der Wahrheit. 

Jetzt kommen wir zu etwas anderem. Es wird auch immer wieder die Erfüllung des
Artikels 139 gefordert. Hören wir ja auch oft. Das heißt auch hier begebe ich mich,
wenn ich das fordere, wieder in die Besatzungsordnung zurück und dann müßte ich
mich tatsächlich Entnazifizieren lassen, weil ich ja selbst erklärt habe, ich bin noch
besetzt. Ich hätte beinah gesagt: Ich Depp! Dabei habe ich dass gar nicht nötig, weil
mein Land ist längst FREI! Ich muss dort nur wieder eine Organisation aufbauen, auf
diesem freien Land. Und wie mach ich dass? In dem ich für dieses freie Land, weil
ich überhaupt keinen anderen Rechtsbezug im Moment finden kann, mach ich eine
Nationalversammlung der Menschen.  Wenn sich alle einig sind, dann sind sie in
ihrem freien Land, können sie ihre Nationalversammlung machen und damit
letztendlich auch die  Besatzungsordnung Bundesrepublik endgültig verlassen.
So hängt das zusammen! 

Ich weiß, das ist manchmal etwas kompliziert aber wenn man das einmal gefressen
hat,  ist  dass  total  einfach.  Man  muss  verstehen,  die  Bundesrepublik  ist  nicht
Deutschland! 

Und es wird auch gesagt, die Bundesrepublik Deutschland sei eine GmbH & CO KG,
das ist  alles  Unsinn.  Warum? Damals als  die  Alliierten das aufgeschrieben haben
1945, da meinten sie mit Deutschland Germany das deutsche Reich. Die sagen nur
eben Germany dazu. Die machen heute noch nicht den Unterschied zwischen Federal
Republik of Germany also Bundesrepublik in Deutschland und Germany. Sie machen
nicht  so  den  präzisen  Unterschied  im Sprachgebrauch  wie  die  deutsche  Sprache.
Gemeint  war  aber  das  deutsche  Reich  in  den  Grenzen  von 1937.  Das  haben  sie



festgelegt, so soll es sein. Sie haben es Deutschland Germany genannt. Sie meinten
aber das deutsche Reich in den Grenzen von 1937. 

Und wir von der Vollversammlung gemeinsam mit den Menschen in einer großen
Volkssitzung haben beschlossen, dass das neue „Deutschland“ heißen soll. Das heißt,
wir hätten es auch anders nennen können z.B. deutsches Reich, oder germanisches
Reich, oder neues Reich, oder auch anders. Die Mehrheit hat sich dafür entschlossen,
dass das neue Deutschland heißen soll. Vielleicht wird das ja später anders, ja wenn
noch mehr Menschen darüber abstimmen, kommt dann auch ein anderes Ergebnis
dabei heraus. Wir zumindest haben hier durch die Menschen abstimmen lassen und
dieses Ergebnis bekommen. Deutsches Reich wollte auch niemand. 
Das haben wir nicht zu bewerten,  das Volk entscheidet Punkt. Und was das Volk
entscheidet, schreiben wir auf, fertig. So einfach ist das! 

Und wenn hier jemand da ist, der sagt ja wir haben hier gültiges Recht sowieso und
sowieso, das kannst du gar nicht bestimmen. Da mußt du erst mal nachfragen, ob es
gültiges Recht ist  und zwar  beim Volk und sonst  nirgendwo. Da kannst  du auch
keinen Kaiser fragen oder sonst irgend jemanden der hat hier nichts mehr zu sagen
nach hundert Jahren. Das Volk hat das zu bestimmen, wie hier was und wo ist in
Zukunft  und sonst  niemand.  Deswegen ist  diese ganze Diskutiererei,  hier  ist  was
gültig und da ist  was gültig und gucke mal hier, wir müssen Artikel 139 noch zu
erfüllen, oder hasse nit gesehen, alles völliger Quatsch. Erstens müssen wir es nicht,
dass müssen wir nur, wenn wir weiter in der Besatzung bleiben möchten. 

Dann müssen wir dass, ja! Denn dann sind wir an dass was da steht gebunden. 
Und dann müssen wir uns nicht  wundern,  wenn wir zwangsgeimpft  werden.  Und
dann müssen wir uns auch nicht wundern, wenn sie uns die Kinder weg nehmen,
wenn man sich weigert. Denn sie haben in der BRD das Recht dazu. 
Habt ihr das verstanden?
In der  BRD könnt  ihr  euch nicht  beklagen,  dass sie  euch zwangsimpfen und die
Kinder  wegnehmen   oder  sonstiges  anstellen  und  euch  ausplündern  bis  auf  den
letzten  Pfennig,  weil  in  der  BRD  unter  der  Rechtsformel  der  Bundesrepublik
Deutschland  haben  sie  jedes  Recht  dazu  mit  ihren  Gefangenen  umzugehen,  wie
immer ihnen beliebt. 
Und das die Gefangenen keinen Bock haben einen eigenen Staat auf zu bauen,
sondern lieber Gefangene bleiben, kriegt ihr dass was ihr braucht.

ES IST SEHR SIMPEL!

Und  deswegen  gibt  es  diese  Nationalversammlung  auch  um  dem  freigegebenen
Gebiet eine erste politische Vertretung zu geben. Und dass sind wir hier. Und wenn
ihr wollt, ihr auch.
Aber ihr könnt das Grundgesetz dann nicht mehr hochhalten und könnt dann nicht
mehr fordern dass Artikel 139 erledigt wird, weil diesen Rechtsverweis, den gibt es
einfach  gar  nicht  mehr.  Und  wenn  es  den  Rechtsverweis  nicht  gibt,  gibt  es  das



dahinter liegende Recht auch nicht mehr, weil es keine Gebietszuweisung mehr hat.
Ja, ich verstehe, wenn das jemand erst mal nicht versteht, weil er diese juristischen
Dinge nicht kennt und ich bin da auch überhaupt nicht böse und ich erkläre das auch
noch eine Millionen mal. Es geht nur darum, wer etwas aus dem Grundgesetz fordert,
ich sag das jetzt mal Straßenjargonmäßig, wer aus dem Grundgesetz dem aktuellen
Grundgesetz,  nicht  aus  dem alten,  wer aus  dem aktuellem Grundgesetz  etwas
fordert ist komplett im Arsch ja? 

Nachdem  ihr  wißt,  dass  ihr  auf  einem  freien  Land  seid  und  euch  nur  selbst
beschränkt,  dadurch  das  ihr  unbedingt  die  Bundesrepublik  und  das  Grundgesetz
behalten wollt, viele tun dass ja, machen wir dann noch die nächste Sektion, warum
man draußen folgende Dinge sagen sollte, dass sind meine Rechtsgrundlagen.

Zweiter Teil des Podcast vom 07.08.2020
Der zweite Teil beantwortet die Frage, wenn ich das Grundgesetz jetzt nicht mehr
haben darf oder kann, was habe ich dann überhaupt noch? 
Und  dazu  kann  man  sagen,  ihr  habt  so  viel,  so  unglaublich  viel  an
Rechtsmöglichkeiten  das  ist  international  und national  unauslöschlich  euer  Recht.
Von niemanden,  nicht  die UNO, nicht  die  Amerikaner,  nicht  die Russen niemand
kann das aufheben, niemand! Das schauen wir uns jetzt an, wer mag kann mitlesen
auf  der  Webseite:  https://www.verfassunggebende-versammlung.com/  im  unteren
Bereich wo die Weltkugel sich dreht.

Da steht: 
Die  Rechtsgrundlage  der  Verfassunggebenden  Versammlung  selbst  und  für  das
Referendum zur Verfassung von Deutschland im Einzelnen
Und drei Punkte müßt ihr wissen, dass sind die entscheidenden Punkte. Die anderen
Sachen sind auch prima ja,  es gibt  nämlich noch viel  mehr Rechtsgrundlagen, da
kommen wir gleich drauf, aber diese drei Punkte müßt ihr wissen.
Die  Bestimmungen  des  Grundgesetzes  alt,  die  Bestimmungen  des
Bundesverfassungsgerichts und die Bestimmungen der Vereinten Nationen. 
Schauen  wir  uns  dass  mal  an,  fangen  wir  mit  dem  Urteil  des
Bundesverfassungsgerichts an, was so eindeutig war. Das ist das erste Urteil was es
damals 1951 gefällt hat und hat dort also Leitsätze reingeschrieben, an die sich jedes
niedrigere nachfolgende Recht zu halten hat. Jedes, kein Richter, niemand darf dem
widersprechen. Was das Bundesverfassungsgericht festlegt, ist für alle nachfolgenden
Justizeinrichtungen bindend. 
Und damals,  Urteil des Bundesverfassungsgericht 2 BVG 1/51 vom 23. Oktober
1951 II Senat. 
Leitsatz 21 klärt eigentlich schon alles ab. Da brauch ich auch nicht mehr über alte
Reiche  sprechen,  über  alte  Grundgesetze,  über  alte  Verfassungen,  Verordnungen
völlig  egal,  die  spielen  überhaupt  keine  Rolle  mehr.  Darum kann  ich  auch  allen
sagen, sie können mit allem möglichen Kram ankommen und Gesetzestexte zitieren
und gültiges Recht und geltendes Recht, dieses ganze Gequake, 
wir kennen es ja, es gilt und zwar Weltweit!

https://www.verfassunggebende-versammlung.com/


Das Bundesverfassungsgericht hat das aufgeschrieben und zwar 1951, was Weltweite
Geltung  hat.  Weltweit,  wir  sehen  das  gleich.  
Eine  verfassunggebende  Versammlung  ist  ein  weltweit  anerkannter,
völkerrechtlicher Akt und hat einen höheren rechtlichen Rang als die auf Grund
der erlassenen Verfassung gewählte  Volksvertretung.  Peng,  Aus,  gibt  es  nichts
mehr zu zu sagen!!!
Da gibt es einen Verweis zu Artikel 25 GG, der ist übrigens unverändert geblieben,
auch nach 1990 
Die allgemeinen Regeln des Völkerrechtes sind Bestandteil des Bundesrechtes.
Sie gehen den Gesetzen vor und erzeugen Rechte und Pflichten unmittelbar für
die Bewohner des Bundesgebietes. 

Das heißt: 
Die Bundesrepublik Deutschland hat anerkannt, dass das Völkerrecht über ihr steht.
Das was das Bundesverfassungsgericht dort gesagt hat, hat die Bundesrepublik im
Grundgesetz  noch  einmal  anerkannt,  nämlich  dass  sie  unter,  auch die  Regierung,
unter einer Verfassunggebende Versammlung steht. 
Dann geht es weiter:

Sie ist im Besitz des  pouvoir constituant(das ist die verfassunggebende Gewalt
des Volkes). Mit dieser besonderen Stellung ist unverträglich, daß ihr von außen
Beschränkungen auferlegt werden. 
Also alleine schon die Tatsache, dass sich ein Verfassungsschutz herausnimmt, auch
nur einen Kommentar abzugeben zu einer Verfassunggebende Versammlung ist schon
ein Rechtsbruch auf allerhöchster Völkerrechtlicher Ebene. Nur damit wir wissen, mit
wem wir es in der Bundesrepublik zu tun haben. 
Ihre  Unabhängigkeit  (also  die  der  Verfassunggebende  Versammlung) bei  der
Erfüllung dieses Auftrages besteht nicht nur hinsichtlich der Entscheidung über
den Inhalt der künftigen Verfassung, sondern auch hinsichtlich des Verfahrens,
in dem die Verfassung erarbeitet wird. 
Das heißt, ob wir das online machen, oder im Keller, oder dem Deubel wo, dass hat
sie überhaupt nicht zu interessieren. Das interessiert nur uns.

Leitsatz 27 Das Bundesverfassungsgericht erkennt die Existenz über-positiven,
auch den Verfassungsgesetzgeber bindenden Rechtes an und ist zuständig, das
gesetzte Recht daran zu messen. 

Das heißt: 
Da haben die, Herren waren es übrigens zwei, damals festgelegt, dass sogar das über-
positive Recht berücksichtigt werden muß, bei der Gesetzsprechung die jetzt dann
folgt, dem allen folgt.  Somit ist auch anerkannt, das z.B. das Selbstbestimmungsrecht
der Völker, das ist ein über-positives Recht, die Selbstbestimmung ist voll anerkannt
auch von diesem Bundesverfassungsgericht. 

https://de.wikipedia.org/wiki/Pouvoir_constituant


Das ist der Erste Teil, das Bundesverfassungsgericht und es bleibt auch dabei denn in
unserm Schriftverkehr ist es bei diesen Grundsätzen tatsächlich auch geblieben und
hat ihn nicht widersprochen. 
Das Bundesverfassungsgericht hat 2000 und in unseren Briefen noch einmal, einmal
per  Urteil  und einmal  per  Brief  festgestellt,  dass  es  nicht  zuständig  ist,  weil  das
Bundesverfassungsgericht das Recht nicht besitzt und die Bundesrepublik auch nicht
dass  zu  tun,  was  wir  tun  nämlich  eine  Verfassunggebende  Versammlung,  eine
Nationalversammlung durch zu führen. 
Die Bundesrepublik darf es nicht, das Bundesverfassungsgericht hält sich raus, weil
es sich selbst die Beschränkung auferlegt hat. 

Der zweite Punkt ist das Grundgesetz selbst. Artikel 25 hatten wir grade schon. Es
gibt aber den Artikel 146 noch, der auch ganz klar ist, was wir zu tun haben, was wir
tun  dürfen  und  zu  was  wir  berechtigt  sind.  Das  Grundgesetz  ist  jetzt  schnell
abgefrühstückt.  Es  sind  die  beiden  Paragraphen,  einmal  dass  das  Völkerrecht
tatsächlich über Bundesrecht steht, über Staatsrecht steht und dass wir über Artikel
146  die  Wahrnehmung  der  Leitsätze  des  Bundesverfassungsgerichtes  vornehmen
dürfen. 
Das heißt: 
Die  Verfassunggebende  Versammlung  ist  das  allerhöchste  Recht.  Im
Zusammenhang mit dem was jetzt kommt und dass ist dann das internationale Recht,
was ja die Bundesrepublik in Artikel 25 akzeptiert hat und sich dem unterworfen hat.

UN-Selbstbestimmungsrecht der Völker Artikel 1
(1) Alle  Völker  haben das  Recht  auf  Selbstbestimmung.  Kraft  dieses  Rechts
entscheiden sie frei über ihren politischen Status und gestalten in Freiheit ihre
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Entwicklung (siehe Art. 146 GG). 

(2) Alle  Völker  können  für  ihre  eigenen  Zwecke  frei  über  ihre  natürlichen
Reichtümer und Mittel verfügen, unbeschadet aller Verpflichtungen, die aus der
internationalen  wirtschaftlichen  Zusammenarbeit  auf  der  Grundlage  des
gegenseitigen Wohles sowie aus dem Völkerrecht erwachsen. In keinem Fall darf
ein Volk seiner eigenen Existenzmittel beraubt werden. 

(3) Die  Vertragsstaaten  (das  ist  jetzt  ganz  wichtig,  weil  viele  ja  sagen,  die
Bundesrepublik ist ne Firma, das ist die BRD GmbH oder was weiß ich nicht alles,
was da unterwegs ist, jetzt kommt was, können wir ja fragen, die Firma ist dem nicht
untergeordnet, die kann machen was sie will? WIRKLICH? Ne, dürfen sie nicht!) Die
Vertragsstaaten, einschließlich der Staaten, die für die Verwaltung von Gebieten
ohne Selbstregierung und von Treuhandgebieten verantwortlich sind (siehe Art.
133  GG),  haben  entsprechend  der  Charta  der  Vereinten  Nationen  die
Verwirklichung des Rechts auf Selbstbestimmung zu fördern und dieses Recht
zu achten.

https://dejure.org/gesetze/GG/133.html
https://dejure.org/gesetze/GG/133.html
https://dejure.org/gesetze/GG/146.html


Dasheißt:
Ihr habt das Recht auf eurem freigegebenen Gebiet für dass die Bundesrepublik jetzt
nicht  mehr  zuständig  ist,   weil  sie  eine  Zuständigkeit  für  das  Gebiet  nicht  mehr
nachweisen kann, das Recht, eure völkerrechtlichen Rechte wahr zu nehmen und das
Selbstbestimmungsrecht  durch  zu  führen.
Innerhalb  der  Bundesrepublik  könnt  ihr  das  nicht,  wir  kommen noch mal  darauf
zurück,  weil  die  Bundesrepublik  kein  Gebiet  mehr  hat,  sondern  euch  nur  noch
verwaltet, solange ihr dem zustimmt.

Das sind die drei wichtigen Punkte 

Grundgesetz Artikel 25, 133 und 146 

Bundesverfassungsgerichtes   BvG 1/51   vom 23. Oktober 1951  

Charta der Vereinten Nationen Selbstbestimmungsrecht der Völker Artikel 1 

Dann habt ihr eine kompakte unzerstörbare Rechtsgrundlage, indem ihr euch auf das
Selbstbestimmungsrecht  und  damit  auf  eure  Nationalversammlung  beruft.  Noch
einmal,  tut  ihr  dass  nicht,  sondern  versucht  ihr  innerhalb  der  Bundesrepublik
Deutschland zu argumentieren, oder etwas zu ändern, oder Rechte zu fordern, habt
ihr kein Recht und könnt dass gar nicht. Ihr habt kein Recht, dort die Rechte wahr zu
nehmen. Ihr könnt nur die wahr nehmen, die man euch zugesteht. Nimmt man sie
euch, sind sie weg! Sie können das einfach machen. Die können das einfach dort
machen! 

Das ist das Problem und man kann zu Gericht laufen oder sonst wen, dass nützt alles
gar nichts, weil wir vor Gericht gar nicht sprechen dürfen, nur in ganz bestimmten
kleinen Bereichen, sondern dafür brauchen wir dann einen Anwalt,  der für unsere
Person spricht. 

Also  dass  muß  gefressen  werden,  ansonsten  lauft  ihr  da  draußen  rum  und  ruft
irgendetwas und wollt irgendetwas fordern, oder wieder zurück haben und ich sagte
euch schon mal ihr habt das gar nicht, ihr habt das noch nie gehabt. Seit 1990 habt ihr
dass alles gar nicht mehr. Vor 1990 sah das schon etwas anders aus. Weil da einige
Parameter anders waren. Aber nach 1990 habt ihr überhaupt gar keine Rechte mehr.
Merkt man doch auch, oder? Sie machen einfach, was sie wollen. Sie verlachen euch.
Euer großer Aufmarsch mit  1,3 Millionen Menschen, da haben die überhaupt gar
keine  Probleme  mit  zu  behaupten,  dass  wären  nur  20.000.  Die  nehmen  euch
überhaupt  nicht  ernst,  weil  sie  euch  überhaupt  nicht  ernst  nehmen  müssen.  Ihr
existiert  gar  nicht.  Ihr  seid  nur  verwaltetes  Humankapital  innerhalb  der
Bundesrepublik Deutschland und schon gar keine Menschen! 

https://opinioiuris.de/entscheidung/761


So und wer sich dass jetzt noch etwas mehr aneignen möchte, der kann darunter z.B.
den Satz noch lesen: 

Grundlegende Gesetze der Alliierten

„Die Bundesrepublik Deutschland und die sogenannte Deutsche Demokratische
Republik  stellen  nicht  –  und  zwar  weder  getrennt,  noch  gemeinsam  –  eine
gesamtdeutsche  Regierung  dar,  die  ermächtigt  wäre,  für  das  als  Deutschland
bekannte Völkerrechtssubjekt zu handeln und Verpflichtungen einzugehen.“

Da kommen ja auch viele,  die sagen: Ja wir haben ja noch den 2+4-Vertrag, den
hatten wir vorhin schon mal kurz dabei. Da haben also zwei Deutsche unterschrieben
und die vier Alliierten, was also erst mal darauf hin weißt, dass waren keine freien
Staaten, dass war Besatzungsordnung, sonst hätten die Alliierten dazu ja gar nicht zu
sagen brauchen.

Und die zwei Deutschen, die den Vertrag unterschrieben haben, die durften das gar
nicht, weil sie für Deutschland gar nichts unterschreiben durften. Deswegen ist dieser
ganze Vertrag und der Deutschlandvertrag und was da sonst noch dranhängt, alles
für‘n Ärmel. Das haben Leute gemacht, die dazu nicht berechtigt waren. Und wenn
Leute nicht dazu berechtigt sind dann sind die ganzen Verträge sowieso für die Katz.
Und dass sind sie auch! Es steht zwar da, aber es bedeutet nichts. Nämlich in diesem
Falle  gar  nichts!  Sie  können  so  viele  Verträge  abschließen  wie  sie  wollen,  dass
interessiert kein Schwein,  weil sie bezüglich Deutschland dazu gar nicht berechtigt
sind und nie waren! 

Wer noch weiterlesen möchte, da unten gibt es noch einen Link:  hier finden Sie
weitere Rechtsverweise. Aber ich will jetzt nicht verwirren, da steht oben ein ganz
toller Satz, der haut alles um, den nehmen wir noch mit:  

Durch die Ausrufung der Verfassunggebenden Versammlung sind alle bestehenden
und vorherigen Rechtssysteme sowie Staatsgebilde erloschen.

An  alle, die meinen, es gebe noch ein gültiges Recht. Nein es gibt keines mehr, außer
dass was die Nationalversammlung ausmacht. Sonst gibt es gar nichts mehr auf dem
Gebiet, immer auf dem Gebiet! 

Über  der  "konstituierenden  Gewalt"  (pouvoir  constituant)  des  Volkes  steht  kein
anderes Recht. Kein anderes Recht, kein Kaiser, kein König, kein Präsident, nichts
gar nicht! Es gibt nur noch das recht des Volkes. Sonst überhaupt nichts mehr! 

Die Bundesrepublik Deutschland hat sich diesem höheren Recht selbst unterstellt,
wie  sie  in  den  Artikeln  25  und  146  Grundgesetz  sowie  der  UN-Charta  (UN-
Zivilpakt / UN-Sozialpakt) zum Selbstbestimmungsrecht der Völker - Artikel 1 - (1-
3) und durch das Urteil des Bundesverfassungsgerichts BVerfG 2 BvG 1/51 vom

https://www.verfassunggebende-versammlung.com/rechtssatz.html?fbclid=IwAR1XR91i8Lwip2Hyn9cufQty8U9YxYLZTmhE9PI8lUrTS3J_T4uvu5dJklI
https://www.verfassunggebende-versammlung.com/rechtssatz.html?fbclid=IwAR1XR91i8Lwip2Hyn9cufQty8U9YxYLZTmhE9PI8lUrTS3J_T4uvu5dJklI


23. Oktober 1951, II. Senat, Leitsatz 21 und 21 a und c, Leitsatz 27 und 29, ius
cogens, unabänderlich und verbindlich erklärt."

Das  heißt,  dass  ist  auch  noch  der  Witz:  Die  Bundesrepublik  hat  sich  selbst
verpflichtet, sich verpflichtet durch die unterschriebene Dinge sich an diese Dinge zu
halten, dass auf dem freien Land eine Nationalversammlung durch geführt werden
darf  und  dass  sie  dazu  nichts  sagen  darf,  gar  nichts!  Nicht  das
Bundesverfassungsgericht,  nicht  die  Bundesrepublik,  nicht  die  Alliierten,  niemand
weil das Gebiet ist frei. Und wir müssen nur dahin gehen. Das heiß, wir sind ja schon
da,  juristisch  dahin  gehen  meine  ich  jetzt,  nicht  faktisch,  wir  leben ja  schon  auf
diesem  freien  Gebiet.  Und  die  Bundesrepublik  nimmt  die  Position  ein,  eine
Regierung zu sein auf einem Gebiet für dass sie nicht zuständig ist.

Und  ich  wiederhole  noch  mal  diesen  Straßenbegriff:  Jeder,  der  sich  auf  das
Grundgesetz  nach 1990  beruft  und Rechte  daraus  verlangt  oder  sich  rechtlich
darauf in irgendeiner Form bezieht, ist juristisch im Arsch! Ich will dass extra so
krass ausdrücken, damit dass auch mit Nachdruck verstanden wird.


